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Waffenrecht 
Änderungen im Waffenrecht durch Art. 3 Abs. 5 des Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Sprengstoffgesetzes vom 17.7.2009 (BGBI I S. 2062) 

Aus Veranlassung der Novellierung des Waffengesetzes durch Art. 3 
Abs. 5 des Vierten Gesetzes zur Änderung des Sprengstoffgesetzes 
vorn 17.7.2009 (BGBI I S. 2062) weise ich auf Folgendes hin: 

Bedürfnisprüfung (§ 4 Abs. 4 WaffG): 
Der in die Vorschrift neu eingefügte Satz 3 stellt klar, dass eine Prüfung 
des waffenrechtlichen Bedürfnisses auch nach der Bedürfnisüberprü-
fung drei Jahre nach der erstmaligen Erteilung einer waffenrechtlichen 
Erlaubnis erfolgen kann. Es bietet sich an, diese Bedürfnisprüfung im 
Zusammenhang mit der periodisch zu wiederholenden Prüfung der Zu-
verlässigkeit bzw. der persönlichen Eignung (§ 4 Abs. 3 WaffG) vorzu-
nehmen. Ob eine Bedürfniswiederholungsprüfung vorgenommen wird, 
steht im Ermessen der Waffenbehörde. Liegen konkrete Anhaltspunkte 
für einen Wegfall des Bedürfnisses bei einem Waffenbesitzer vor (z.B. 
fehlende Mitgliedschaft in einem Schießsportverein oder das Interesse 
am Schießsport beschränkt sich bei fortbestehender Vereinsmitglied-
schaft erkennbar auf die Möglichkeit, an Waffen zu gelangen) ist eine 
entsprechende Prüfung vorzunehmen. Auf § 58 WaffG und die sich aus 
dieser Vorschrift ergebende Bestandsgarantie für waffenrechtliche Er-
laubnisse nach dem Waffengesetz 1976 weise ich hin. 

Für die Bedürfnisprüfung nach Satz 3 gelten bei Sportschützen nicht die 
Voraussetzungen wie bei einer Ersterteilung nach § 14 Abs. 2 WaffG; 
insbesondere ist eine Bescheinigung des anerkannten Schießsportver-
bandes nur in Zweifelsfällen erforderlich. Für Mitglieder eines Vereins, 
der einem anerkannten Schießsportverband angehört, genügt es, dass 
die fortbestehende schießsportliche Aktivität und Mitgliedschaft im Ver-
band durch eine Bescheinigung des Vereins bestätigt wird. 

Da der Waffenbehörde nach § 4 Abs. 4 Satz 3 WaffG ein Ermessen 
zusteht, ob Sie die Wiederholungsprüfung durchführt, kann sie im Rah- 
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men ihrer Ermessenanwendung auch über die zur Glaubhaftmachung 
des Bedürfnisses erforderlichen Nachweismittel entscheiden. Im Regel-
fall sollte zur Glaubhaftmachung des Bedürfnisses eine Vereinsbeschei-
nigung über die fortbestehende schießsportliche Aktivität und Mitglied-
schaft als ausreichend angesehen werden. 

Sportschützen (§ 14 Abs. 3WaffG): 
Die Vorschrift wurde im Rahmen der Waffenrechtsnovelle 2010 um das 
Tatbestandsmerkmal „und der Antragsteller regelmäßig an Schieß-
sportwettkämpfen teilgenommen hat" ergänzt. Für die Praxis ergeben 
sich aus der Formulierung verschiedene Auslegungsfragen. 

Begriff „regelmäßig": 
Der in § 14 Abs. 3 WaffG verwendete Begriff „regelmäßig" kann nicht mit 
dem in § 14 Abs. 2 Nummer 1 WaffG verwendeten Begriff „regelmäßig" 
gleichgesetzt werden, weil er nicht an Trainingseinheiten, sondern an 
eine Wettkampfteilnahme anknüpft und eine andere Zielrichtung ver-
folgt. Die Teilnahme an 18 Wettkämpfen im Jahr wäre selbst für Sport-
schützen im Leistungsbereich nicht zu erfüllen. Eine „regelmäßige" 
Wettkampfteilnahme im Sinn des § 14 Abs. 3 verlangt daher nur eine 
gewisse Teilnahmehäufigkeit, die den Schluss zulässt, dass sich der 
Sportschütze aktiv am Schießsport beteiligt. Die unterschiedlichen Ver-
bandsregeln und Wettkampforganisationsformen lassen es nicht zu , wie 
bei § 14 Abs. 2 WaffG eine konkrete Mindestzahl festzulegen. 

Nach § 14 Abs. 3 WaffG muss auch die regelmäßige Wettkampfteil-
nahme von der Bescheinigung des Schießsportverbands umfasst sein. 
Im Allgemeinen wird es ausreichen, wenn der Schießsportverband be-
scheinigt, dass der Betreffende Teilnehmer von mindestens drei Leis-
tungsvergleichen (ungefähr) innerhalb eines Jahreszeitraums war. Auch 
eine geringere Zahl von Wettkampfteilnahmen kann ggf. als ausrei-
chend angesehen werden, wenn es sich dabei um die maßgeblichen 
Wettkämpfe des schießsportlichen Vereins oder Verbandes gehandelt 
hat, die möglicherweise auch nur einmal im Jahr stattfinden. 

Bei Mehrfachmitgliedschaften in verschiedenen Verbänden sind alle 
Wettkampfteilnahmen zu berücksichtigen. 

Bescheinigungen der Schießsportverbände: 
Die Schießsportverbände müssen ihre Formulare für die Bedürfnisbe-
scheinigung nach § 14 Abs. 3 WaffG daher um einen Passus ergänzen, 
mit dem sie bestätigen, dass der Sportschütze regelmäßig mit der zu 
erwerbenden Waffenart an Schießsportwettkämpfen teilgenommen hat, 
damit die Waffenbehörde die Sportwaffe in die Waffenbesitzkarte eintra-
gen kann. 
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Seite 3 von 4 Wettkampfebene: 
Schießsportwettkämpfe im Sinn des § 14 Abs. 3 WaffG sind alle nach 
den jeweiligen Verbandsregeln ausgeschriebenen schießsportlichen 
Veranstaltungen mindestens auf Vereinsebene, die einem Leistungs-
vergleich dienen. Es ist insbesondere nicht erforderlich, dass die Veran-
staltung auf überörtlicher oder gar landesweiter Ebene stattfindet. Die 
Voraussetzungen erfüllt vielmehr auch ein organisierter vereinsinterner 
Wettkampf oder ein Wettkampf zwischen Vereinen. Ausreichender, ver-
lässlicher Ansatzpunkt für das Erfordernis eines organisierten Wett-
kampfes ist, dass er nach den jeweiligen Verbandsregeln ausgeschrie-
ben wurde. 

Waffenart: 
Ein Sportschütze muss an den Wettkämpfen mit der Waffenart, die er 
erwerben und besitzen will, teilgenommen haben; d.h. mit einer (erlaub-
nispflichtigen) Kurzwaffe oder einer (erlaubnispflichtigen) Langwaffe. 
Nicht erforderlich ist es, dass der Sportschütze bereits mit dem konkret 
beantragten Waffentyp an Wettkämpfen geschossen hat. 

Altfälle: 
Im Rahmen der Waffenrechtsänderung ist keine rückwirkende Anwen-
dung des § 14 Abs. 3 auf Altfälle vorgesehen. Es ist deshalb davon ab-
zusehen, Bescheinigungen die die Bestätigung der regelmäßigen Wett-
kampfteilnahme testieren, nachzufordern. 

Nachweise und Kontrollen der sicheren Aufbewahrung 
(§ 36 WaffG): 
Besitzer erlaubnispflichtiger Schusswaffen, Munition oder verbotener 
Waffen und Personen, die in Zukunft eine Erlaubnis zum Besitz bean-
tragen, müssen die zur sicheren Aufbewahrung getroffenen oder vorge-
sehenen Maßnahmen nachweisen. Die Nachweispflicht ist anders als 
nach bisherigem Recht, das eine Kontrolle vom Bestehen begründeter 
Zweifel an der sicheren Aufbewahrung abhängig machte, eine „Bring-
Schuld". 

Der Nachweis ist in der Regel durch einen Kaufbeleg des nach den 
§§ 36 WaffG und 13 AWaffV erforderlichen Aufbewahrungsbehältnisses 
zu erbringen. Nach den Umständen des Einzelfalles kann auch eine fo-
tografische Dokumentation (Behältnis/Typenschild) als ausreichend an-
gesehen werden. Der Nachweis ist spätestens mit der Eintragung der 
Besitzerlaubnis in die Waffenbesitzkarte zu führen. 

Besitzer von erlaubnispflichtigen Schusswaffen, Munition oder verbote- 
nen Waffen haben außerdem der Waffenbehörde zur Überprüfung der 
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Pflichten nach § 36 Absätze 1 und 2 WaffG Zutritt zu den Räumen zu 
gestatten, in denen die Waffen und die Munition aufbewahrt werden. 

Wohnräume dürfen gegen den Willen des Inhabers nur zur Verhütung 
dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit betreten werden (Arti-
kel 13 GG). Zum sachlichen Schutzbereich „Wohnung" gehören neben 
Wohnungen im engeren Sinne die zur Wohnung gehörende Nebenräu-
me (z.B. Keller, Böden etc.), Hotelzimmer, Wohnboote, Wohnmobile, 
nicht jedoch Kraftfahrzeuge. 

In der waffenbehördlichen Praxis dürfte das Tatbestandsmerkmal „drin-
gende Gefahr für die öffentliche Sicherheit" nur in Ausnahmefällen ver-
wirklicht sein. Liegt es vor, bedarf es einer zeitnahen und konsequenten 
Ausschöpfung der Vorschriften des § 36 WaffG. 

In der Regel sind häusliche Kontrollen bei den in Betracht kommenden 
Erlaubnisinhabern - schon aus verwaltungspraktischen Überlegungen -
nur nach Terminabsprache durchzuführen. Verweigert der Erlaubnisin-
haber unterhalb der Betretungsschwelle einen Einlass der Behörden-
mitarbeiter können allein aus dieser Tatsache keine negativen Schlüsse 
auf seine Zuverlässigkeit gezogen werden. Das weitere Vorgehen wird 
von den Umständen des Einzelfalles abhängen. 

Die Verpflichtung, die sichere Aufbewahrung der Schusswaffen, der 
Munition oder der verbotenen Gegenstände nachzuweisen, bleibt be-
stehen. Wird sie verweigert oder nicht erfüllt, kann dies Veranlassung 
geben, waffenrechtliche Erlaubnisse wegen des Fehlens der Zuverläs-
sigkeit zu widerrufen (§ 5 Abs. 1 Nummer 2 lit. b), § 5 Abs. 2 Nummer 5 
WaffG. Daneben besteht ggf. die Möglichkeit, eine Ordnungswidrigkeit 
nach § 53 Abs. 1 Nummer 19 WaffG zu ahnden. 
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